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Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Auswirkungen der Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen auf die 

politischen und wirtschaftiichen Interessen der Bundesrepublik Deutschland 


Die 3. Internationale Seerechtskonferenz der Vereinten Natio- 
nen, deren am 15. März 1976 begonnene 4. Sitzungsperiode am 
7. Mai 1976 zu Ende gehen wird, ist von überaus weitreichender 
Bedeutung für Frieden und Wohlstand aller Staaten der Welt. 
Sie ist in Wirklichkeit eine Meeresaufteilungskonferenz, die die 
Gefahr zusätzlicher Konfliktfelder in den internationalen Be- 
ziehungen schafft. 

Die Freiheit der Meere soll vielfach eingeschränkt werden. 

1. Das nationale Küstenmeer soll zugunsten der Küstenländer 
von drei auf zwölf Seemeilen ausgedehnt werden. 

2. Darüber hinaus soll eine exklusive Wirtschaftszone zugun- 
sten der Küstenländer von wenigstens 200 Seemeilen ge- 
schaffen werden. 

3. Der übrige Teil der Meeresschätze soll einer internationalen 
Behörde unterstellt werden. 

Zu Lasten der Bundesrepublik Deutschland zeichnen sich fol- 
genschwere Verschlechterungen in allen diesen Bereichen ab. 
Die heraufkommenden Gefahren für die Zukunft unseres Landes 
sind der deutschen Öffentlichkeit kaum bekannt. Die Bundes- 
regierung hat es versäumt, auf die fundamentale Bedeutung der 
Meeresaufteilungskonferenz mit dem nötigen Nachdruck auf- 
merksam zu machen. Sie hat auch in der Vorbereitung der 
gegenwärtigen Konferenzrunden die deutschen Interessen in 
ganz unzulänglicher Weise behandelt und verteidigt. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den geographisch 
benachteiligten Staaten dieser Konferenz. Sie hat nur eine kurze 
Küste, ist aber als einer der stärksten Industrie- und Handels- 
staaten der Welt und als rohstoffarmes Land auf den freien Zu- 
gang zu den Weltmeeren angewiesen. Sie braucht angesichts 
ihres großen Außenhandelsvolumens und der dazu gehörenden 
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Handelsflotte einen ungehinderten Seeverkehr sowie einen 
freien Zugang zu den Fischgründen der Fernfischerei. Die ge- 
planten Wirtschaftszonen der Küstenstaaten würden die Mög- 
lichkeiten der deutschen Fernfischerei - ebenso wie die der 
deutschen Meeresforschung - bedeutend einengen. 

Die wirtschaftlich nutzbaren Reserven mineralischer Rohstoffe 
auf dem Boden der Tiefsee sollen nach dem Willen zahlreicher 
Staaten künftig nur noch über eine Internationale Meeresbo- 
denbehörde genutzt werden. 

Zu Lasten der deutschen Interessen zeichnet sich bei der Kon- 
ferenz in New York ein verhängnisvolles Zusammenspiel 
zweier Gruppierungen ab, nämlich der internationalen Dirigi- 
sten einerseits und der „Wirtschaftsnationalisten“ anderer- 
seits. Während jene den Geist einer sogenannten „Neuen Welt- 
wirtschaftsordnung“, die nur noch wenig mit der jetzigen Welt- 
wirtschaftsordnung zu tun hat, verkörpern und den Reichtum 
der Weltmeere einer nach ihren Vorstellungen organisierten 
und politisierten Wirtschaftsbürokratie mit monopolistischen 
Zuständigkeiten unterwerfen wollen, wünschen diese eine ein- 
seitige Ausweitung der nationalen Nutzungsrechte vor ihren 
Küsten. 

Der Bundesrepublik Deutschland droht, nach dem bisherigen 
Konferenzverlauf zu schließen, die Gefahr, einer der Hauptver- 
lierer zu werden. Wenn die politisch Verantwortlichen der Bun- 
desrepublik Deutschland unsere lebenswichtigen Interessen 
nicht weit wirkungsvoller als bisher auf dieser Konferenz ver- 
treten und wenn sie die deutsche Delegation auf dieser Kon- 
ferenz nicht stärker stützen, wird unser Land wichtige Voraus- 
setzungen für seine wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Fähigkeiten und Leistungen unwiederbringlich verlieren und 
schweren bleibenden Schaden nehmen. 

Dabei ist es wichtig, daß sich die Bundesregierung - unter Wah- 
rung der deutschen Interessen - nachhaltig dafür einsetzt, die 
sachlichen Voraussetzungen für eine einheitliche Position der 
Länder der Europäischen Gemeinschaft zu schaffen. Diese Ge- 
schlossenheit sollte danach ihren Ausdruck in einer Mit-Unter- 
zeichnung der Schlußdokumente durch die Europäische Gemein- 
schaft finden. 

Die CDU/CSU wendet sich nachdrücklich gegen jeden unge- 
rechtfertigten Abbau des für die Deutschen lebensnotwendigen 
Freiheitsspielraumes. Ebenso wie es darum geht, die Bürger un- 
seres Landes im Innern vor immer neuen Eingriffen in ihre Frei- 
heitsredite zu schützen, muß in der Wahrnehmung der Außen- 
beziehungen dasjenige Maß an Freiheit unbedingt gewahrt 
bleiben, dessen die Nationen bedürfen, um sich zum Nutzen 
ihrer Bürger und der Völkergemeinschaft entfalten zu können. 

Daher richtet die CDU/CSU-Bundestagsfraktion nach ihrer Klei- 
nen Anfrage vom 16. Oktober 1974 (siehe Drucksache 7/2666 
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und Antwort der Bundesregierung Drucksache 7/2856) an die 
Bundesregierung die nachfolgenden Fragen. Sie will, daß der 
Deutsche Bundestag in einer gründlichen Debatte Fragen und 
Antworten diskutiert, um durch Befassung des Parlaments und 
der Öffentlichkeit dafür zu sorgen, daß die deutschen Inter- 
essen wirkungsvoller als bisher vertreten werden. Damit soll 
auch das politische Gewicht der Bundesrepublik Deutschland 
als einer parlamentarischen Demokratie für unser Land und für 
das freie Europa gestärkt werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche wesentlichen Sachaussagen und politischen Wil- 
lensbekundungen der Bundesregierung in ihrer Antwort 
vom 28. November 1974 auf die Kleine Anfrage der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion vom 16. Oktober 1974 zur See- 
rechtskonferenz der Vereinten Nationen 

a) gelten heute noch fort und 

b) gelten heute nicht mehr? 

Wie begründet die Bundesregierung etwaige Änderungen 
ihrer Bewertung und ihrer Absichten? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung nach dem jetzigen Ver- 
handlungsstand die Aussichten auf Wahrung derjenigen 
deutschen Interessen, denen sie in ihrer Antwort auf die 
Frage 2 der Kleinen Anfrage der CDU/CSU vom 28. No- 
vember 1974 eine „herausragende Bedeutung“ zuschrieb, 
nämlich 

— die Neuordnung des Meeresvölkerrechts, 

— die Freiheit des Seeverkehrs einschließlich der freien 
Durchfahrt durch die Meerengen, 

— den freien Zugang zu den Rohstoffen und Energiequel- 
len des Ozeanbodens, 

— die traditionellen Rechte im Bereich der Fernfischerei? 

3. Welche rechtlichen und tatsächlichen Vorentscheidungen 
hat der bisherige Verlauf der Seerechtskonferenz in diesen 
Themenbereichen gebracht, und durch welche konkreten 
Vorschläge welcher Länder und/oder Ländergruppen wur- 
den die deutschen Interessen gefährdet? 

4. Aus welchen Gründen zählt die Bundesregierung sicher- 
heitspolitische Überlegungen in diesem Themenbereich 
nicht zu den deutschen Interessen mit „herausragender 
politischer Bedeutung" (Antwort der Bundesregierung auf 
Frage 2 der Kleinen Anfrage der CDU/CSU vom 28. No- 
vember 1974)? Teilt sie den Standpunkt, den Staatsminister 
Moersch am 25. April 1976 im Deutschen Fernsehen ver- 
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trat, wonach „ . . . das Sache der Großmächte (ist), insbe- 
sondere der USA und der Sowjetunion . . ."? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen einer 
„Neuregelung des Seerechts" auf die Verteidigungserfor- 
dernisse des Nordatlantischen Bündnisses insgesamt sowie 
besonders gefährdeter Allianzmitglieder und Zonen in der 
Nord- und Ostsee, im Atlantik und im Mittelmeer? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die 'Auswirkungen 
einer „Neuregelung des Seerechts" auf die deutschen 
sicherheitspolitischen Interessen in der Ostsee? 

Welche rechtlichen und tatsächlichen Vorentscheidungen 
hat in diesen überaus wichtigen Fragenkomplexen der bis- 
herige Konferenzverlauf gebracht? 

5. Auf welche Weise und in welchen Gremien hat die Bundes- 
regierung mit eigenen Initiativen die besonderen Inter- 
essen 

a) der Bundesrepublik Deutschland, 

b) der Europäischen Gemeinschaft, 

c) des Atlantischen Bündnisses 

vertreten, und welche konkreten Vorschläge hat die Bun- 
desregierung im bisherigen Konferenzverlauf 

a) vorgelegt, 

b) unterstützt, 

c) abgelehnt? 

6. In welchen Fragen vertritt die Europäische Gemeinschaft 
auf der Konferenz gemeinsame Positionen? 

Gibt es gemeinsame, von einem Sprecher der Gemein- 
schaft vorgetragene Auffassungen der Europäischen Ge- 
meinschaft? 

Wo bestehen konkrete Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
und wie wurden diese bisher auf die Konferenz sichtbar? 

Wie vollzieht sich die Zusammenarbeit der Europäischen 
Gemeinschaft? 

Wann und in welchen Gremien hat sich die Europäische 
Gemeinschaft mit der Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen befaßt, und welche Initiativen hat die Bundesre- 
gierung ergriffen, um eine ausreichende und rechtzeitige 
Behandlung dieser Fragen in der Europäischen Gemein- 
schaft “ insbesondere im Rahmen der Europäischen Poli- 
tischen Zusammenarbeit - sicherzustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Intensitätsgrad 
dieser Zusammenarbeit, und welche Möglichkeiten zu sei- 
ner Verstärkung sieht sie? 
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Wird sich die Bundesregierung darum bemühen, daß die 
Europäische Gemeinschaft als Institution die Schlußdoku- 
mente mitunterzeichnet? 

7. Hat die Bundesregierung klare Vorstellungen über die 
Grenzen der deutschen Konzessionsmöglichkeiten hinsicht- 
lich der Interessen mit „herausragender politischer Bedeu- 
tung"? Wo liegen diese? 

Wie hat die Bundesregierung diese Grenzen der Konzes- 
sionsbereitschaft auf der Konferenz deutlich gemacht? 

8. Welche Folgen würden sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung für die deutsche Interessenlage ergeben, wenn 
die deutsche Delegation infolge unzumutbarer Verschlech- 
terungen gegenüber der bisherigen Rechtslage ein für die 
Bundesrepublik Deutschland negatives Konferenzergebnis 
unter Darlegung ihrer Gründe ablehnen würde? 

Hat die Bundesregierung diese Möglichkeit in ihre Ver- 
handlungsrichtlinien “ soweit überhaupt vorhanden - auf- 
genommen? 

Hat die Bundesregierung Initiativen ergriffen, um die Gren- 
zen des Entgegenkommens anderer „Verlierer-Staaten" 
(Staatsminister Moersch) unter den geographisch benach- 
teiligten Ländern mit vergleichbarer Interessenlage fest- 
zustellen und die Möglichkeit einer gemeinsamen Ableh- 
nung ins Auge zu fassen? 

9. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß es zweck- 
dienlich ist zu unterscheiden zwischen einer Ordnung und 
Kodifizierung bereits bestehender bewährter Rechtsnormen 
einerseits sowie einer Neuregelung im Sinne einer tief- 
greifenden Veränderung des bisherigen Völkerrechts an- 
dererseits? 

10. Wie gedenkt die Bundesregierung, deutsche Interessen in 
auf 12 Seemeilen ausgeweiteten Küstenmeeren wahrzu- 
nehmen? 

11. Hält die Bundesregierung die völkerrechtlich verbindliche 
Einführung einer 200-Seemeilen-Wirtschaftszone für fak- 
tisch unabwendbar? 

Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung (vgl. Antwort 
der Bundesregierung auf Frage 19 der Kleinen Anfrage der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 28. November 1974) 
jetzt die Aussichten, eine Respektierung der historischen 
Rechte „anderer Staaten" zu erreichen, und die Freiheit 
der Schiffahrt, des Überflugs und der Kabel- und Rohrlei- 
tungsverlegung in den Wirtschaftszonen unberührt zu las- 
sen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage des Festland- 
sockelregimes über 200 Seemeilen hinaus unter dem Ge- 
sichtspunkt deutscher und europäischer Interessen? 
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12. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, daß 
es zu einer einheitlichen Wirtschaftszone der Europäi- 
schen Gemeinschaft kommt? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung hierzu ein? 
Ist sie der Auffassung, daß eine EG-Wirtschaftszone für die 
Bundesrepublik Deutschland eine Verbesserung oder eine 
Verschlechterung gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
wäre? 


13. Wie hoch wäre nach Schätzungen der prozentuale Anteil 
der lebenden und nicht lebenden Ressourcen innerhalb der 
200-Seemeilen-Wirtschaftszonen der Küstenstaaten ver- 
glichen mit den gesamten Meeresressourcen? 

Welche mittel- und langfristigen Perspektiven ergäben sich 
bei Einführung exklusiver Wirtschaftszonen für die deut- 
schen Rohstoff- und Fischereiinteressen? 

Steht eine Nationalisierung des Reichtums der Weltmeere 
nicht im völligen Gegensatz zu den ursprünglichen Zielset- 
zungen der Konferenz? 

14. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Vor- 
stellungen von Entwicklungsländern über die „Meeresbo- 
denbehörde'' ordnungspolitisch verfehlt sind und ihre 
Verwirklichung ein Schritt zu internationaler Planwirt- 
schaft und manipulierendem Wirtschaftsbürokratismus be- 
deuten würde? 

Auf welche Weise hat die Bundesregierung ihre ordnungs- 
politische Auffassung im Grundsatz sowie ihre Vorstellun- 
gen über die Nutzung des Meeresbodens im einzelnen auf 
der Konferenz dargelegt? 

15. Welcher sachlicher und politischer Zusammenhang besteht 
zwischen den Vorstellungen der Mehrheit der Entwick- 
lungsländer über die Einrichtung der Meeresbodenbehörde 
und den programmatischen Aussagen der 6. und 7. Sonder- 
generalversammlung der Vereinten Nationen über eine 
sogenannte Neue Weltwirtschaftsordnung? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es sich hier 
um einen Anwendungsfall des dirigistischen Programms der 
„Neuen Wirtschaftsordnung" handelt, gegen das die Bun- 
desregierung auf der 7. Sondergeneralversammlung ord- 
nungspolitische „Vorbehalte" nicht mehr geltend gemacht 
hat? 

16. Anhand welcher Daten hat das Bundeskabinett sich mit der 
Konferenz beratend beschäftigt? 

Wann hat es sachliche Verhandlungsrichtlinien festgelegt 
oder dem Verhandlungsfortgang entsprechend angepaßt? 

17. Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um 
die deutsche Öffentlichkeit über Presse, Rundfunk, Fern- 
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sehen und politische Bildungsarbeit aller Art über die 
schwerwiegenden und langfristig wirkenden Folgen der 
Seerechtskonferenz aufzuklären? 


Bonn, den 5. Mai 1976 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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